
Eine neue Zeitschrift! 
Von Erika Feyerabend 

Die Hoechst AG gibt eine eigene Zeitschrift mit dem Titel Future heraus. Gestylt im 
Hochglanzgewand, liegt sie in den Femzügen der Deutschen Bahn AG aus. In 
Ausgabe 3/97 präsentiert sich der Konzern als modernes »Life sciences-Unterneh-
men«. Der Begriff »Life sciences«, schreiben die Furure-Macher, sei ein attraktives 
»sprachliches Gefäß, . . . eine Sammelbezeichnung für den Zweig der Naturwissen­
schaft, der sich mit lebenden Organismen und Lebensvorgängen beschäftigt«. Den 
wörtlich übersetzten Begriff»Lebenswissenschaften« meiden die Hoechst-
Werbestrategen wohlweislich, Begründung: »Er geht schwer von den Lippen, ihm 
wohnt eine Spannung inne, die eher dunkle als helle Gedankenströme auslöst. Das 
hat natürlich auch mit der deutschen Geschichte zu tun.« 

Die Bio- und Lebenswissenschaften sind - dieser Beschreibung zufolge -
zukunftsfähig. Vergangenes soll möglichst unkenntlich gemacht werden. Sie sind 
anwendungsorientiert und unternehmerfreundlich. Erst in Liaison mit multinatio­
nalen Konzernen können sie ihre Erklärungs-, Manipulations- und Marktpotentiale 
so richtig entfalten. 

BioSkop will nun auch eine eigene »Zeitschrift zur Beobachtung der 
Biowissenschaften« herausgeben, Titel: BIOSKOP, Ganz konträr zu vorherrschenden 
Werbestrategien und Unternehmensoffensiven, sind wir unwillig, der vorgefertig­
ten Zukunft solcher Life-sciences-Konsortien zu folgen. Uns interessieren die 
Konstrukteure dieser gesellschaftspolitischen Szenarien: die Biowissenschaftler, 
deren Erklärungs- und Gestaltungskompetenz längst über Zelle und Labor hinaus­
ragen, deren »Wahrheiten« über diesen diffusen Einheitswert »Leben« in Rechts­
normen, politische Strukturen und Alltagsvorstellungen eingeschrieben sind. 
Unsere Beobachtungsinstrumente (-skop): garantiert konzernunabhängige Recher­
che und strikt politische Antworten auf biowissenschaftliche Fragen und herge­
stellte Handlungszwänge. 

Damit BIOSKOP ab 1998 viermal im Jahr erscheinen kann, bedarf es... 
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BIOSKOP AKTUELL 

Eine neue Zeitschrift... 
(Fortsetzung von Seite 1) 
... vieler neugieriger Leserinnen und rund 300 
Vorausabos. Die Abonnements (Coupon letzte 
Seite) sind uner läßl ich, denn Redaktion und 
Vertrieb kosten Geld, ö f fent l iche oder sonstige 
Fördermit te l stehen uns nicht zur Verfügung, 
und rote Zahlen können wir uns nicht leisten. 

In jeder ß/oSKOP-Ausgabe werden wir drei 
bis vier Hauptthemen behandeln, es wird 
Aktuelles und Hintergründiges geben aus den 
Bereichen, die das BioSkop-
Forum schwerpunktmäßig 
beschäft igen: Humangenetik, 
Transplantationsmedizin, 
Forschung am Menschen, 
Euthanasie und Bioethik. Außerdem bringen 
wir Hinweise auf wichtige Materialien, Mel­
dungen über gelungene und geplante Aktio­
nen, Kampagnen, Aufrufe - und Kontakte zu 
Kritikerinnen. Klaus-Peter Görl i tzer, journalisti­
scher Beobachter der Biowissenschaften seit 
Jahren, wird die Nachrichten, Berichte und 

Analysen zusammenstellen; gestaltet und 
gedruckt wird BIOSKOP von unserer Essener 
»Haus«-Druckerei Stattwerk, die immer noch 
genossenschaftlich organisiert ist. 

Zusätzl ich zum BIOSKOP werden alle 
Abonnentinnen unseren Denkzettel erhalten, 
der in unregelmäßigen Abständen jeweils einen 
Begriff oder einen Bereich der Biowissenschaf­
ten beleuchtet, bisher »Technik der Zukunf t« , 
»Pat ientenverfügungen« und »Lebensqual i tä t«. 
Weit ab von termingebundener Ak tua l i tä t , Pro­
duktionsdruck und ohne Gewähr dafür, wann 

und wie die nächste Ausgabe 
herauskommt, haben wir uns 
dabei ganz der Lust hingege­
ben zu diskutieren, Darstel­
lungsformen und Begriffe zu 

(er)finden. Dafür steht der Denkzettel seit 
1996, und das soll auch weiterhin so bleiben! 

Wir freuen uns auf alle Neugierigen, sind 
gespannt und wünschen Ihnen/Euch nun eine 
anregende Lektüre. 
Erika Feyerabend (Essen) ist 
BioSkoplerin der ersten Stunde. 

»Technik der Zukunft« 
Nicht nur Hoechst, auch 

BioSkop denkt an die 
Zukunft. Was dabei heraus­
gekommen ist, läßt sich auf 

zehn Seiten im Denkzettel 
»Technik der Zukunft« 

nachlesen, den Sie beim 
BioSkop (Adresse siehe 

Seite I) anfordern können. 
Kleine Lesekostprobe aus 

den Überschriften: »Die 
Zukunft als Epidemie: 

Demenz nach Helmchen« 
oder »Eine Risikogruppen­
zukunft: Das Neueste für 

Frauen« oder »Die Einübung 
der Zukunftslogik: 
Pädagogisierung«. 

Medizin im Nord-Süd-Gefälle 
BioSkop-Wochenendseminar mit Jahresabschlußfest 

Transplantationsmedizin, Bioethik und Gen­
analysen haben in einigen europäischen 
Staaten gesellschaftliche Diskussionen hervor­
gerufen. Die berechtigte Frage lautet: Soll alles 
getan werden, was technisch mögl ich ist? 
Bezüge zur europäischen Geistesgeschichte 
werden diskutiert, humanistische Traditionen 
angemahnt. Ein Wochenendseminar, bei dem es 
um eine andere Schwerpunktsetzung geht, 
veranstaltet BioSkop am 27728. Dezember. 

Unter dem Titel »Die zwei Seiten einer 
Medaille: Medizin im Nord-Süd-Gefä l le« 
geht es um Fragen wie die folgenden: Wie sieht 
der »Technologietransfer« im Bereich 
Biomedizin im Nord-Süd-Verhäl tn is aus? Findet 
hier statt, was im Bereich der Weltwirtschaft 
schon seit Jahren bekannt ist - daß Bi l l ig löhne 
und Rohstoffausbeutung die Gewinne im 
Norden einseitig anwachsen lassen? Und was 
bewirkt die »Kultur des Lebens« - des »gesun­
den« und technologisch ver längerbaren - in 
anderen Kulturen? 

Das Wochenend-Semänar läuft im Kulturzen­
trum- und Tagungshaus GREND, Grendplatz 4 
im Essener Stadtteil Steele. Außer Vort rägen 
und Diskussion gibt es auch etwas zu feiern: 
Das BioSkop-Jahresabschlußfest steigt am 
Samstag abend an gleicher Stät te! 

Ab Sonntag, 14 Uhr werden zahlreiche 
Initiativen über ihre Arbeit informieren, zu 
diesem Programmpunkt eingeladen sind auch 
Menschen, die nicht am Seminar teilnehmen. 
Unter anderem werden sich vorstellen: 
FINRRAGE, ein internationales Frauennetzwerk; 
NoGen, ein Archiv, eine Zeitung und eine 
Aktionsgruppe in den Niederlanden; CBF (Club 
Behinderter und ihrer Freunde}; die Randschau -
eine Zeitschrift der Behindertenbewegung; das 
Forum der evangelischen Kirche zur Bioethik; 
Anti-Euthanasie-Gruppe Köln; Bochumer 
Projektgruppe »Mediz in und Flücht l inge« 
sowie BioSkop. 



BIOETHIK-KONVENTION 

Regierung hofft auf kirchlichen 
Segen für Bioethik-Konvention 
Vertrauliche Gespräche sollen Widerstand brechen 
Öffentliche Debatte im Bundestag angekündigt 

Von Klaus-Peter 
Görlitzer 
(Frankfurt a.M.), 
Journalist, redaktio­
nell verantwortlich 
für BIOSKOP 

Spätestens im Januar 1998 soll die um­
strittene Bioethik-Konvention des Euro­
parates mal wieder den Deutschen 
Bundestag beschäftigen. Die Frage lautet 
dann: Ratifizieren oder nicht? Die Bun­
desregierung, die sich angesichts einer 
Million Protestunterschriften bisher nicht 
getraut hat, das Übereinkommen zu 
unterzeichen, sucht derzeit eifrig nach 
Rückenstärkung pro Konvention. Die 
könnte sie ausgerechnet von Repräsen­
tantinnen der großen Kirchen finden. 

Der Öffentl ich nicht angekündig te Plan der 
L&üindesregierung, ihr »Ja« zur Zeichnung des 

Menschenrechtsübereinkommen zur Biomedizin 
(Bioethik-Konvention) beim Europarat-Gipfel 
am 10./11. Oktober feierlich bekanntzugeben, 
schlug fehl. Gut eine Woche vorher bekamen 
die internationale Initiative »Bürger gegen 
Bioeth ik« , Behinderten- und Sozialverbände 
sowie diverse Journalistinnen Wind davon. 
Folge: Das Vorhaben wurde öf fent l ich - und 
erst einmal abgeblasen. 

Denn rund 50 Verbände und Selbsthilfegrup­
pen haben Regierung und Parlament postwen­
dend aufgefordert, den Rati f iz ierungsprozeß 
sofort zu stoppen. Die Protestunterschriften-
Aktion war von den »Bürgern gegen Bioethik« 
angeregt worden. Zu den Unterzeichnerinnen 
gehört auch Bundestagspräsident in Rita 
Süssmuth (CDU). 

Die Feuerwehraktion von Initiativen und 
Verbänden zeitigte - vorerst - Wirkung: Weder 
in der CDU/CSU-Fraktion noch im Bonner 
Kabinett traut man sich derzeit, eine Stellung­
nahme pro Zeichnung und Ratifizierung zu 
beschl ießen. Doch aufgeschoben ist nicht 
aufgehoben: Im Dezember, spätestens aber im 
Januar, soll der Bundestag über die Bioethik-
Konvention debattieren. Welches Votum dabei 
herauskommen wird, ist nicht vorhersehbar. 
CDU/CSU und SPD scheinen gespalten, in 
beiden Fraktionen gibt es Befürwor ter innen wie 

Gegnerinnen von Zeichnung und Ratifizierung. 
Die FDP ist wohl eher dafür, Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS sind dagegen. Klar ist nur, daß 
die Minister Edzard Schmidt-Jortzig (Justiz, 
FDP), Horst Seehofer (Gesundheit, CSU) und 
Jürgen Rüttgers (Forschung, CDU) die Zeich­
nung des Übereinkommens durchsetzen wollen. 

Allerdings fehlt ihnen noch die rechte, 
mitgliederstarke Lobby für ihre Pläne. Die 
Parolen vom angeblich gefährdeten Standort 
Deutschland, gestreut von Pharmaindustrie und 
Deutscher Forschungsgemeinschaft (DFG), 
reichen den zeichnungswilligen Ministern nicht 
aus. Bisher haben die Regierenden großen 
Respekt vor den Behinderten- und Sozialver­
bänden, die nach wie vor und fast ausnahmslos 
an ihrem klaren »Nein!« zur Konvention 
festhalten. Also suchen Schmidt-Jortzig und 
Kollegen derzeit händer ingend nach weiteren 
Unterstützern der Konvention - und die glau­
ben sie nun ausgerechnet bei den Würdeträger­
innen der Amtskirchen zu finden, die Millionen 
Bürgerinnen repräsent ieren. 

Erste Erfolge f ü r drei Minister 

Einen ersten Erfolg haben die drei Minister 
bereits zu verzeichnen: Das Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken (ZdK), das die Konvention 
lange abgelehnt hatte, ist auf Unterstützungs- • 
kurs umgeschwenkt. Anfang September veröf­
fentlichte die katholische Laienorganisation 
eine Stellungnahme, mit der die Unterschrift 
unter das Biomediz inübereinkommen als »wenn 
nicht geboten, dann zumindest ver t re tbar« 
bezeichnet wurde. Formuliert hatten dieses 
ZdK-Votum drei Katholikinnen, die sich auch in 
anderen Lobbyorganisationen sehr engagieren: 
der Bonner Philosophieprofessor Ludger 
Honnefelder, der schon den umstrittenen 
Konventionstext im Auftrag der Bundesregie­
rung mitentworfen hatte und sowohl Rüttgers 
als auch Seehofer berät; Eva-Maria Streier, 
Pressesprecherin der DFG, also jener Organisa­
tion, die sich 1996 in einer Denkschrift für die Fortsetzung nächste Seite -» 



BlOETHIK-KONVENTlON 

Zulassung der in Deutschland verbotenen, in 
der Konvention aber erlaubten Embryonen­
forschung und Prä implantat ionsdiagnost ik 
(Gentests an Embryonen, die im Reagenzglas 
entstanden sind) stark gemacht hat; sowie 
Hans-Bernhard Wuermeling, aktiv in Gremien 
der Bundesärztekammer (BÄK). Die bei der BÄK 
angesiedelte »Zentrale Ethik-Kommission« häl t 
f remdnütz ige Eingriffe an nichteinwilligungs­
fähigen Menschen in Ausnahmefä l len für 
gerechtfertigt: Diese Auffassung ist zwar 
unvereinbar mit der deutschen Rechtslage, wird 
von der Bioethik-Konvention jedoch gebilligt. 

Drei engagierte Katholikinnen 

Zum Votum der katholischen Laien hat die 
Deutsche Bischofskonferenz bislang geschwie­
gen. An mangelnder Information kann die 
Zurückhal tung nicht liegen. Denn ihr Vorsitzen­
der, Bischof Karl Lehmann, ist seit Monaten mit 
den ministerialen Konvent ionsbefürwor tern im 
Gespräch. Ende Mai wurde bekannt, daß 
Lehmann sowie der damalige EKD-Ratsvorsit-
zende Klaus Engelhardt sowie Ignatz Bubis als 
Vorsitzender des Zentralrates der Juden sich 
mit Rüttgers, Seehofer und Schmidt-Jortzig in 
Bonn getroffen hatten. Ziel der Politiker in der 
vertraulichen Unterredung: Die führenden 
Repräsentanten der Kirchen sollen die Unter­
zeichnung der Konvention öf fent l ich befürwor­
ten, mindestens aber dulden. 

Dazu kam es Ende Mai noch nicht, obwohl 
das Justizministerium eine entsprechende 
Presseerklärung bereits vorformuliert hatte. 
Die Gespräche laufen seitdem auf Unterhänd­
lerebene weiter. Am Ende, hoffen die Minister, 
werden die Kirchenoberen ihnen mindestens 
den »kleinen Segen« erteilen, also der Zeich­
nung grundsätz l ich zustimmen. Ein politisch­
kirchliches Konsenspapier könnte, zwecks 
Gesichtswahrung der Bischöfe, durchaus einige 
kritische Anmerkungen enthalten, beispielswei­
se Vorbehalte gegen die Forschung an Embry­
onen. 

Der R a t i f i z i e r u n g s p r o z e ß 

Daß der »kleine Segen« in den nächsten 
Wochen kommt, ist keineswegs unwahrschein­
lich. Zwar hat die EKD-Synode noch im Novem­
ber 1996 einen Beschluß gefaßt, demzufolge 
das europäische Übereinkommen bislang nicht 
zust immungsfäh ig sei. Doch im Kirchenamt der 
EKD scheint man den Beschluß des Kirchen­
parlaments nicht allzu ernst nehmen zu wollen. 
Jedenfalls schrieb Hermann Barth, Vizepräsi­

dent des EKD-Kirchenamtes, Ende Mai 1997 -
also kurz nach der Unterredung mit den drei 
Bonner Ministern - man sei in seinem Hause 
der Auffassung, daß mehr für den Beitritt zur 
Konvention spreche als dagegen. 

Ob die vielen Menschen in den Gemeinden, 
die sich vor Ort gegen die Bioethik-Konvention 
engagieren, den Vizepräsidenten bei seinem 
eigenmächt igen Kurswechsel einfach gewähren 
lassen, bleibt abzuwarten, Klar ist: Wenn die 
Kirchenoberen tatsächl ich ihre ablehnende Hal­
tung gegen das Übereinkommen aufgeben soll­
ten, wird sich die Bonner Ministerriege bestä­
tigt sehen und einen amtskirchlichen Segen als 
Aufforderung zur Zeichnung interpretieren. 

Selbst wenn es dann zur regierungsamtli­
chen Unterschrift kommen sollte, ist die letzte 
Entscheidung noch nicht gefallen. Denn die 
Vorgaben der Konvention werden hierzulande 
erst rechtsverbindlich, wenn sie per Vertrags­
gesetz ratifiziert worden sind. Und dessen 
Durchsetzung hängt dann nicht nur von der 
Mehrheit im Bundestag ab; mitentscheidend ist 
auch das Verhalten der Bundesländer, Wieder­
holt hat der Bundesrat die Rechtsauffassung 
vertreten, daß das europäische Übereinkommen 
überhaupt nur dann gül t ig werden kann, wenn 
alle Bundesländer ihm zustimmen; einige 
Landtage, etwa Hessen und Sachsen-Anhalt, 
haben bereits zu Protokoll gegeben, daß sie es 
ablehnen, die Konvention zu ratifizieren. 
Allerdings ist fraglich, ob alle Juristinnen die 
vom Bundesrat bisher vertretene Interpretation 
tatsächl ich teilen werden, wenn es darauf 
ankommt. Schon vor diesem Hintergrund ist es 
allemal sicherer, wenn schon der Bundestag die 
Ratifizierung der Konvention stoppt. 

Ü b e r f r a k t i o n e l l e Koalition? 

Widerstand ist zumindest angekündigt . 
Eine über f rakt ione l le Koalition aus CDU (Hubert 
Hüppe, Eckart von Klaeden), SPD (Robert 
Antretter, Wolfgang Wodarg) und Bündnis 90/ 
Die Grünen (Volker Beck, Marina Steindor) hat 
sich vorgenommen, bei biomedizinischen 
Themen kün f t ig locker zu kooperieren und auch 
den Rati f iz ierungsprozeß verhindern zu wollen. 
Das ist erfreulich, angesichts entgegensetzter 
Positionen in den jeweiligen Fraktionen und 
bevorstehendem Wahlkampf aber überhaupt 
keine Garantie." Außerdem hat die Geschichte 
der Bioethik-Konvention eines bis zum Abwin­
ken gelehrt: Wer sich in Deutschland allein auf 
die Volksvertreterinnen verläßt, ist 
ziemlich verlassen. 

Durstiger- Priester 
»Eine Ablehnung der 

Bioethik-Konvention allein 
wegen ihrer Lücken­

haftigkeit vergleicht der 
Bonner Philosophieprofessor 

und katholische Priester 
Ludger Honnefelder mit 
einem Verdurstenden, der 

ein angebotenes Glas 
Wasser ausschlägt, weil es 

nur dreiviertel voll ist.« 
(aus: Pilger, Wochenzeitung des 

Bistums Speyer, 21.9.1997) 



BIOETHIK-KONVENTION 

»Keine Mindeststandards 
für Menschenrechte!« 
Warum die Initiative >Bürger gegen Bioethik< zum Protest 
gegen die Ratifizierung der Bioethik-Konvention aufruft 

»Keine Mindeststandards für Menschen­
rechte! Stopp für Ratfizierungsprozeß 
der Bioethik-Konvention!« Unter diesem 
Motto sammelt die Initiative Bürger 
gegen Bioethik weiterhin Unterschriften 
gegen das Vertragswerk des Europarates. 

Die Initiative ist bestens bekannt, seitdem sie 
im April 1994 die erste, geheimgehaltene 
Version des Biomediz in-Übereinkommens den 
Medien zugespielt und damit ö f fent l ich ge­
macht hat. Denn dieser »demokrat ischen 
Indiskret ion« ist es zu verdanken, daß eine 
breite Diskussion der Konvention überhaupt 
erst mögl ich wurde! 

Der neue Ratifizierungsstopp-Appell der 
Bürger gegen Bioethik richtet sich an Bundesre­
gierung, Bundestag und Bundesrat. Unter­
schrieben haben ihn bisher schon über 50 
namhafte und mitgliederstarke Behinderten-, 
Patientinnen-, und Selbsthilfegruppen, zu den 
Unterzeichnerinnen g e h ö r t a u c h die Präsidentin 
des Bundestages, Rita Süssmuth (CDU). 

Nachfolgend dokumentieren wir, welche 
Ermächt igungen des Übereinkommen von den 
Bürger gegen Bioethik vor allem kritisiert 
werden: 

»Die Bioethik-Konvention erlaubt nach wie vor 

• f remdnütz ige Forschung an nichteinwilli­
gungsfähigen Menschen (z.B. Neugebore­
nen, Kindern, geistig behinderten, alters-
dementen und komatösen Menschen) bei 
weit, unklar und vage definiertem »For­
schungsziel« und Undefiniertem »min imalen 
Risiko« und »min imaler Belastung« (Artikel 
17.2 des Biomediz in-Übereinkommens); 

• die Entnahme von regenierbaren Gewebe 
von n ich te inwi l l igungsfäh igen Menschen zu 
Transplantationszwecken, wobei die Erläu­
terungen zur Konvention vorsehen, daß es 
sich »zunächst« um Knochenmark handele, 
aber andere Optionen, das heißt auf Haut 

und Lebergewebe, ausdrückl ich offengehal­
ten werden sollen (Art. 20, Er läuterung 
Nr. 124); 

• verbrauchende Forschung an Embryonen, 
die z.B. bei künst l icher Befruchtung übr ig 
bleiben (Art. 18) und für Keimbahnfor­
schung unerläßl ich sind; 

• Eingriffe in die menschliche Keimbahn nicht 
zur diagnostischen und therapeutischen, 
sondern auch zu prävent iven Zwecken. Die 
Behauptung, die Konvention verbiete 
Keimbahneingriffe durch den dürren Zusatz, 
».. .wenn der Eingriff nicht darauf abzielt, 
irgendeine Veränderung des Genoms von 
Nachkommen herbeizuführen«, kann 
beliebig umgangen werden, indem wech­
selnde primäre Ziele vorgeschoben werden 
(Art. 13). Keimbahntherapie ist laut deut­
schem Embryonenschutzgesetz verboten; 

• eugenische Selektion bei geschlechtsgebun­
denen Erbkrankheiten durch Tests ebenso 
wie durch Einstieg in die (gemäß Embryo­
nenschutzgesetz verbotene) Präimplan­
tationsdiagnostik (Gentests an Embryonen); 

• Gentests zur Vorhersage genetischer 
Krankheiten, Dispositionen und Anfä l l igke i ­
ten, unter anderem für die gesundheits-
bezogene wissenschaftliche Forschung. 
Ursprüngl ich vorgesehener Datenschutz 
wurde in der Endfassung vom November 
1996 vo l ls tänd ig eliminiert 

Wer die Unterschriften­
liste pro Ratifizierungs­
stopp unterzeichnen 
möchte, kann sich direkt 
wenden an die Bürger 
gegen Bioethik, c/o Ursel 
Fuchs, Telefon/Fax (0211) 
551037. Die gewöhnlich gut 
informierte Initiative 
veröffentlicht kontinuierlich 
Neues und Fundiertes zum 
Biomedizin-Übereinkommen 
des Europarates. 



SCHWERPUNKT  

Fremdnützige Forschung 
weltweit auf dem Vormarsch? 
Erste Erfolge der internationalen Lobby für Experimente 
an nichteinwilligungsfähigen Menschen 

Als erster Standard für medizinische 
Experimente mit Menschen wurde der 
»Nürnberger Kodex« weltweit anerkannt. 
US-amerikanische Richter hatten ihn 
1947 in der Urteilsbegründung des 
Nürnberger Ärzteprozesses formuliert -
im Blick auf die Verbrechen deutscher 
Mediziner während der NS-Herrschaft. 
Niemand, so die Kernaussage des Kodex, 
dürfe gegen seinen Willen zu medizini­
schen Versuchen herangezogen werden, 
und absolut notwendig sei in jedem Fall 
die freie Zustimmung des informierten 
Patienten. 

\ Vpfi diesem ethischen Prinzip haben sich inzwi­
schen ausgerechnet die USA entfernt. Denn seit 
November 1996 dürfen Ärz t innen in den Ver­
einigten Staaten Medikamente und Therapien 
auch an bestimmten schwerkranken Menschen 
ausprobieren, die nicht persönl ich einwilligen 
können: Patientinnen, die in Folge von Schlag­
anfall, Herzinfarkt oder schwerer Kopfverlet­
zung ohne Bewußtsein sind. 

Der Freibrief der US-amerikanischen 
Gesundheitsbehörde FDA (Food and Drug Admi­
nistration) ist zumindest in den USA auf 
Besorgnis und Protest gestoßen. »Die neuen 
Regeln«, warnt der Ethiker Jay Katz, »senden 
eine gefähr l iche Nachricht an die Forscherge­
meinschaft .« Kritikerinnen befürchten, Ärzt­
innen könnten bewußt lose Patientinnen in Stu­
dien als Kontrollgruppen benutzen und ihnen 
sogenannte Placebos (Scheinmedikamente} 
verabreichen; zudem könnten Pharmaunterneh­
men und Hersteller medizinischer Geräte Ärzt­
innen drängen, ihre Produkte an »hof fnungs­
losen Fällen« zu erproben. 

Drei Wochen nachdem die Erlaubnis der US-
Gesundheitsbehörde in Kraft getreten war, 
einigten sich die Gesandten der Europarat¬
Staaten in Straßburg auf den endgül t igen Text 
der Bioethik-Konvention. Er sieht vor, daß in 

Ausnahmefä l len auch an nichteinwilligungs­
fähigen Menschen experimentiert werden darf, 
ohne daß dabei ein Nutzen für die Gesundheit 
des Betroffenen angestrebt wird. Die europä­
ischen Ethikerlnnen, Medizinerinnen und 
Juristinnen, die diese vor allem in Deutschland, 
aber auch in Österreich und der Schweiz heftig 
umstrittene Ermächt igung in das Übereinkom­
men geschrieben hatten, dür f ten dabei die 
amerikanische Reform im Blick gehabt haben -
schl ießl ich wurde die über zwei jähr ige Vorge­
schichte des FDA-Vorstoßes in der Wissen­
schaftlergemeinde nicht geheimgehalten, son­
dern in renommierten Fachblättern publiziert. 

Unklar ist, wie in den Mitgliedsstaaten des 
Europarates der Alltag medizinischer Forschung 
mit Menschen aussieht, die nicht zustimmen 
können. Sicher ist, daß Kinder zu Studien ohne 
therapeutischen Nutzen herangezogen werden, 
auch in Deutschland ist dies gemäß Arzneimit­
telgesetz erlaubt, sofern die gesetzlichen 
Vertreter zustimmen. Diese Ausnahme von der 
höchstpersönl ichen Einwilligung des Betroffe­
nen rechtfertigt der Jurist Hans-Georg Koch 
vom Freiburger Max-Planck-Institut für auslän­
disches und internationales Strafrecht, das 
auch die Bundesregierung berät, als »soziale 
Verpflichtung gesunder Minder jähr iger gegen­
über kranken Al tersgenossen«. 

Nicht nachvollziehbar 

Über Sinn und Unsinn solcher Kinder-Versuche 
befinden Ethik-Kommissionen, die eine »zu­
stimmende Bewertung« abgeben müssen. Wie 
diese zustande kommt, welche Forscherinnen 
und Pharmafirmen welche Interessen damit 
verfolgen - dies alles ist nicht nachvollziehbar. 
Denn die Gremien tagen stets hinter verschlos­
senen Türen. Die Erlaubnis, f remdnütz ige Ver­
suche an Kindern vornehmen zu dür fen, gehört 
schnellstens auf den öf fent l ichen Prüfstand. 

Ob und in welchen Staaten bereits fremd­
nütz ige Experimente an komatösen, alters-

Zeitdruck und 
finanzieller Druck 

»Der Zeitdruck spielt eine 
deutliche Rolle, weil die 

Entwicklung von Arznei­
mitteln unter starkem 

Zeitdruck steht und der 
Zeitdruck sich aus dem 

finanziellen Druck, den die 
Forschung einfach kostet, 
ergibt. Das heißt, wir sind 

immer gezwungen, als 
klinische Forscher die Anzahl 

der Patienten in einem 
relativ kurzen Zeitraum 

zusammenzukriegen, damit 
die Forschung nicht fünf oder 

sechs Jahre dauert, bis man 
100 Patienten zusammen­

gesammelt hat.« 
Also sprach Prof. S. Kanowski 

(Abteilung für Gerontopsychia-
trie der Freien Universität 

Berlin) am 27.11.1995 bei einer 
Anhörung von Deutscher Hirn­
liga und Deutscher Alzheimer-
Gesellschaft in Bonn. Kanowski 

gehört zu einem Arbeitskreis 
aus Psychiatern, Juristen und 
Theologen, der fordert, die in 

Deutschland verbotene fremd­
nützige Forschung an demenz­

kranken Menschen zu erlauben. 
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verwirrten und geistig behinderten Menschen 
stattfinden, wurde in der mehrjährigen Debatte 
um die Bioethik-Konvention nicht klar beant­
wortet. Die Vorreiterrolle haben offenbar die 
Volksvertreterinnen in den Niederlanden 
übernommen. Jedenfalls votierte die Zweite 
Kammer des Parlaments Ende September 1997 
einstimmig für ein Gesetz, das f remdnütz ige 
Forschungsgriffe an n ich te inwi l l igungsfäh igen 
Menschen billigt {siehe Seite 9). 

Einen ähnl ichen Freibrief hatte in Großbri­
tannien schon 1995 eine Gesetzgebungskom­
mission empfohlen, die vom Justizminister 
eingesetzt worden war. Allerdings wurde im 
Januar 1996 dann bekanntgegeben, daß die 
britische Regierung den Vorschlägen der Kom­
mission nicht folgen wolle - Proteste und Ein­
gaben zahlreicher Einzelpersonen und Organi­
sationen hätten den Londoner Verantwortlichen 
zu denken gegeben. Ein für allemal vom Tisch 
ist das Thema aber noch nicht. Denn nun, nach 
Verabschiedung der Bioethik-Konvention, steht 
das Thema in Großbr i tannien p lötz l ich wieder 
auf der Tagesordnung: Am 14.Oktober 1997 
meldete die Times, die alten Pläne für 
f remdnütz ige Eingriffe an »menta l ly incapaci-
tated persons« (n ichte inwi l l igungsfäh ige 
Menschen) seien wieder aus der Schublade 
geholt worden. 

Obwohl der Widerstand gegen die Konven­
tion in Deutschland am größten ist, häufen 
sich auch hierzulande Stimmen aus Medizin 
und Forschung, die freie Bahn für die umstrit­
tenen Experimente verlangen. So verö f fen t l i ch­
te die Zentrale Ethik-Kommission bei der 
Bundesärztekammer (BÄK) eine Stellungnah­
me, die Forschung an bewußt losen und 
bewußtseinsgestörten Menschen in Ausnahme­
fäl len gutheißt . Anders, so die Behauptung, 
könnten Erkenntnis und Behandlung bei 
Krankheiten wie Demenz oder Schlaganfall 
nicht verbessert werden. 

» S a c h z w a n g « z u r ü c k g e w i e s e n 

Diesen angeblichen Sachzwang haben insbe­
sondere Behinderten- und Sozialverbände 
wiederholt zurückgewiesen; zudem haben 
inzwischen eine Million Menschen mit ihrer 
Unterschrift gegen die Bioethik-Konvention 
und ihre Regelungen protestiert (siehe 
Seiten 3-5). 

Gleichwohl hat der Berliner Neurologe Karl 
Einhäupl erklärt , er forsche schon längst an 
Komapatientinnen. Bei seiner Studie, betont 
Einhäupl, sei ein therapeutischer Nutzen für 
die Betroffenen ausdrückl ich ausgeschlossen. 
(Mehr dazu auf der nächsten Seite.) 

Die Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland 
»Das Menschenrechtsübereinkommen 
zur Biomedizin im Vergleich mit dem 
deutschen Recht« - so heißt ein Gutach­
ten, das die Wissenschaftliche Dienste 
des Deutschen Bundestages (WLD) im 
Januar 1997 vorgelegt haben. Die 
Expertise kommt zu dem Ergebnis, daß 
mehrere Passagen der Bioethik-Konven­
tion deutsches Recht unterlaufen. 

Wir zitieren, was das WLD-Gutachten zu 
Artikel 17 Absatz 2 des Europäischen Überein­
kommens schreibt, der offiziell den »Schutz 
von e inwi l l igungsunfäh igen Personen bei 
Forschungsvorhaben« sicherstellen soll. 

»Die gemäß Art. 17 Abs. 2 unter bestimm­
ten Voraussetzungen gestattete f remdnütz ige 
Forschung an Einwi l l igungsunfähigen ent­
spricht nicht der in Deutschland geltenden 
Rechtslage. Das in der Bundesrepublik - abge­
sehen von ausdrückl ich gesetzlich geregelten 

Ausnahmen ~ grundsätzl iche Verbot von 
frerndnütz igen Eingriffen an Einwilligungs­
unfähigen ergibt sich aus den personensorge­
rechtlichen Vorschriften des Bürgerl ichen 
Gesetzbuches. Die Eltern haben die Entschei­
dung der Einwilligung in einen medizinischen 
Eingriff bei ihrem Kind am Kindeswohl 
(§ 1627 BGB) auszurichten; der Betreuer des 
e inwi l l igungsunfäh igen Vol l jähr igen hat sich 
am Wohl des Betreuten (§ 1901 BGB) zu 
orientieren. 

Daher dürfen die Personensorgeberech­
tigten nur in medizinisch indizierte Eingriffe, 
nicht aber in f remdnütz ige Forschung am 
Einwi l l igungsunfäh igen einwilligen. Eine 
ausdrückl iche Ausnahmeerlaubnis enthä l t nur 
§ 40 Absatz 4 des Arzneimittelgesetzes für die 
klinische Erprobung von Arzneimitteln an 
Minder jähr igen und § 17 Abs. 4 Medizin­
produktegesetz für die klinische Erprobung 
von Mediz inprodukten.« 

Quelle: Wissenschaftliche 
Dienste des Deutschen 
Bundestages, Ausarbeitung 
zum Thema »Das 
Menschenrechtsüberein­
kommen zur Biomedizin im 
Vergleich mit dem deutschen 
Recht«, erstellt vom Fachbe­
reich III »Verfassung und 
Verwaltung« (Bearbeiterin 
Patrizia Schulz), Bonn, 
27. Januar 1997. 
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Ein denkwürdiges Beispiel aus 
dem Berliner Universitätsklinikum 
Warum Prof. Einhäupl Wachkomapatientinnen beforscht 

Soll die Bundesrepublik die Bioethikkon­
vention ratifizieren oder nicht? Zu dieser 
Frage veranstaltete das Berliner Abge­
ordnetenhaus am 21. April dieses Jahres 
eine öffentliche Anhörung mit Expert­
innen. Im Mittelpunkt stand die fremd­
nützige Forschung an nichteinwilligungs­
fähigen Patientinnen, also an bewußt­
losen, altersdementen und geistig behin­
derten Menschen. 

Solche Experimente erlaubt der Konventions­
text in Ausnahmefä l len, in Deutschland sind sie 
strikt verboten. Um so mehr überraschte uns 
der Auftritt des Neurologieprofessors Karl 
Einhäupl: Er erk lär te bei der Anhörung , daß er 
im Berliner Univers i tä tsk l in ikum Charite längst 
an komatösen Menschen forsche! Wir doku­
mentieren Einhäupls Ausführungen in Auszügen. 

I Prof. Einhäupl zur Forschung an nichtein­
wi l l igungsfäh igen Patientinnen: 
» T h e o r e t i s c h geeignet, Leben zu 
v e r k ü r z e n « 

»Natür l ich geht es hier nicht nur darum, 
komatösen Patienten Blut abzunehmen - so 
niedlich sehen wir die Dinge in der Tat nicht 
sondern es geht darum, mit komatösen Patien­
ten klinische Studien durchzuführen, die 
theoretisch auch geeignet sind, das Leben eines 
komatösen Patienten zu verkürzen und ihm 
Schaden zuzufügen. Das ist überhaupt keine 
Frage. Wer sich zur Durchführung von Experi­
menten an Patienten entschl ießt, muß sich auch 
darüber klar sein, daß so etwas nicht ausge­
schlossen ist und auch täg l ich passiert.« 

II Prof. Einhäupl zu seiner »Apal l iker-Studie« 
» E i n Nutzen ist f ü r den Patienten 
a u s g e s c h l o s s e n . « 

»Wenn man eine Studie durchführ t , deren 
Nutzen vorhersehbar ist, handelt man 
unethisch, weil man entweder sagt, es ist ein 
negatives Ergebnis und man wolle es nur 

beweisen, oder es ist positiv, und dann entzieht 
man vielen Patienten die Mögl ichkei t einer von 
einem selbst für positiv gehaltenen Therapie. 

Ich will aber - um auch Ihnen noch einmal 
die Gelegenheit zu geben zu sagen, er macht 
auch in einem anderen Punkt noch eine sehr 
dezidierte Äußerung, was Ihnen mögl icherweise 
entgegenkommt - einmal ein Beispiel nennen, 
wo ein Nutzen geradezu ausgeschlossen ist für 
den beforschten Patienten, und zwar ein 
Beispiel aus meiner eigenen Tät igkei t : 
Wir machen an der Charite eine sogenannte 
Apalliker-Studie, das heißt, wir untersuchen 
Patienten mit diesem grauenvollen apallischen 
Syndrom. Wir versuchen, Kriterien zu finden, 
die uns erlauben zu sagen, daß der jeweilige 
Patient keine Chance mehr hat, zu einem 
kommunikativen Leben zurückzukommen. Was 
müssen wir dazu tun? 

Wir müssen einen Apalliker untersuchen, 
und wir müssen zum Beispiel einen funktionel­
len Test machen. Wir haben die Hypothese, daß, 
wenn die Hirnrinde zerstört ist, dieser Patient 
keine Chance mehr hat. Wie können wir die 
Zerstörung der Hirnrinde nachweisen? Zum 
Beispiel, indem wir ihn durch optische Metho­
den stimulieren und dann die Durchblutung des 
Gehirns messen. Da ich überzeugt bin, daß der 
Patient, den ich untersuche, apallisch ist, heißt 
das für diesen konkreten Patienten, daß diese 
Untersuchung für ihn ohne jeden Nutzen ist. 

Sollten wir zu dem Resultat kommen, durch 
die Untersuchung von - ich nenne irgendeine 
Zahl - 100 Patienten, daß bei allen 100, bei 
denen dieser Befund vorlag, keine Chance einer 
Restitution besteht, dann würden wir in 
Zukunft Patienten, bei denen wir den Befund 
erheben, von einer weiteren Therapie und 
Behandlung ausschließen - auch das sage ich 
im vollen Bewußtsein - , und würden ihnen 
monate- und jahrelange Qualen ersparen auf 
Intensivstationen, wo Patienten, die nicht 
kommunikat ions fäh ig sind, die nach unserem 
Dafürhal ten weder etwas rezeptieren noch 
etwas wahrnehmen können, gequäl t werden.« 

»Ein Gegner von 
Reha-Chancen« 

»Prof. Einhäupl ist dabei, 
sich einen Namen zu 

machen als Gegner der 
Rehabilitationschancen für 

Sch we rstschädelhirn verle tzte 
und Komapatienten. Seine 

Argumentationen sind 
unmenschlich und bringen 

die Arbeit der Reha-
Einrichtungen in Mißkredit. 

Wir lehnen dies auf das 
Schärfste ab.« 

Armin Nentwig, bayerischer 
Landtagsabgeordneter und 

Vorsitzender der Schädel-
Hirnpatienten in Not e.V. 

(Bundesverband für Schädel-
Hirnverletzte, Patienten im 

Wachkoma, »Apallisches 
Durchgangssyndrom« und ihre 

Angehörigen). Die Bundes­
geschäftsstelle der Schädel-

Hirnpatienten in Not ist unter 
der Rufnummer (09621)64 800 

zu erreichen. 
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III Prof. Einhäupl zu nutzlosen Untersuchungen 
» E i n P r ä d i k t o r f ü r keine C h a n c e « 

»Es gibt ein Recht auf Leben, aber es gibt auch 
ein Recht auf Sterben. Wenn wir also bei 
diesen Patienten eine solche Untersuchung 
durchführen, dann ist das letztendlich eine 
Untersuchung, die diesen Patienten nach 
unserem Verständnis nichts mehr nützt , weil 
wir erst nach dem hundersten sagen können, 
daß dieses ein Prädiktor ist für keine Chance.« 

IV Prof. Einhäupl zur Bioethik-Konvention 
» W e n n die Bundesrepublik nicht 
u n t e r z e i c h n e t . . . « 

»Wenn die Bioethik-Konvention von der 
Bundesrepublik nicht unterzeichnet wird, dann 
würde damit die Mögl ichkei t bestehen, daß die 
Personen, die die Intention haben, die Situa­
tion eher zu restringieren, eine größere 
Chance hät ten , das durchzusetzen.« 

Vorreiter Niederlande 
Parlamentarier stimmen für fremdnützige Experimente Von Jeroen 

Breekveldt, 
er ist BioSkopler und 
arbeitet im NoGen 
Archief im 
niederländischen 
Wageningen 

Die niederländischen Volksvertreterinnen 
haben keine Bedenken gegen Experi­
mente mit nichteinwilligungsfähigen 
Menschen. Für ein Gesetz, das solche For­
schungen erlaubt, votierte Ende Septem­
ber die Zweite Kammer des Parlaments -
und zwar einstimmig. 

Auch die Opposition ließ letzlich ihre Bedenken 
gegen die Menschenversuche fallen, so daß 
künf t ig nicht-therapeutische Forschungsvorha­
ben etwa an komatösen oder geistig behinder­
ten Menschen in den Niederlanden erlaubt 
sind. Voraussetzung ist, daß sich für ein Experi­
ment keine e inwi l l igungsfäh igen Probandlnnen 
zur Verfügung gestellt haben, der gesetzliche 
Vertreter des »Nichte inwi l l igungsfäh igen« 
zugestimmt hat und der Forscher angibt, mit 
seinem Vorhaben sei nur ein »minimales 
Risiko« für den Patienten verbunden. Zudem 
soll das Untersuchungsprotokoll durch eine 
zentrale Ethikkommission überprüf t werden. 

Damit hat das nieder ländische Parlament 
bereits national nachvollzogen, was im Text der 
Bioethik-Konvention als europäischer Standard 
vereinbart worden ist. Die Regierung hatte das 
Übereinkommen ohne jeden Vorbehalt unter­
zeichnet. Verbindlich werden die Vertrags­
inhalte aber erst, wenn seine Inhalte durch das 
Parlament bestät ig t werden. Daß es in Den 
Haag noch Einwände geben wird, erscheint 
unwahrscheinlich - auch wenn deutsche 
Konvent ionsbefürworter immer wieder betonen, 
daß strengeres nationales Recht ja auch nach 
Zustimmung zum Bioethik-Vertrag beibehalten 
werden könne. 

Schon bisher war der Schutz nichteinwilli-
gungsfähiger Menschen in den Niederlanden 
nicht groß. Das hat Professor J. Hubben, der an 
der katholischen Universi tät Nijmegen Gesund­
heitsrecht lehrt, mit einer Studie nachgewiesen. 
Sie zeigt, daß es im Einzelfall sehr schwierig ist 
festzustellen, ob ein behinderter Mensch 
e inwi l l igungsfäh ig ist oder nicht. In 60 von 
insgesamt 140 untersuchten Fällen kamen 
Betreuerinnen zu gegensätzl ichen Beurteilun­
gen. Grundsätzl ich wurde in jedem zweiten Fall 
aber »Einwi l l igungsfäh igke i t« attestiert. 
Hubben resümiert : »In der Theorie unterschrei­
ben die medizinischen Betreuer das Konzept 
der autonomen Willensbekundung des Patien­
ten. Aber sie haben erkennbare Schwierigkei­
ten, diese Sicht in die tägl iche Praxis einzubrin­
gen. Da haben sie ganz andere Sorgen.« 

Die g r o ß e Frage 

Die große Frage nach dem Parlamentsbeschluß 
vom September ist, wie f remdnütz ige Experi­
mente im Nachbarland kün f t ig gehandhabt 
werden. Zwar umgeben sich die Niederlande 
auf medizinischem Gebiet mit der Aura der 
Tadellosigkeit. Doch deuten die jüngsten 
Offenbarungen über die Sterilisierung geistig 
behinderter Frauen an, daß hinter den Kulissen 
einiges passiert, was keineswegs tadellos ist. 

Sollen e inwi l l igungsfäh ige Menschen vor 
Mißbrauch in der Forschung beschützt werden, 
dann muß f remdnütz ige Forschung überal l 
und ohne jede Ausnahme verboten bleiben. 

Kritische informationell 
zu Gentechnik, Bioethik, 
Transplantationsmedizin 
und Humanexperimenten in 
den Niederlanden sammelt 
und veröffentlicht das 
Biotechnologie Archief 
NoGen in 
6701 DA Wageningen, 
Burgtstraat 3, Telefon +• Fax 
(0031) 317-423588. Das 
NoGen Archief gibt auch 
den regelmäßig 
erscheinenden BioBrief 
heraus. 
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Einseitig, teilweise falsch, 
nicht förderungswürdig 
Wie die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
über Organtransplantationen aufklärt 

Von Roberto Rotondo 
(Hamburg), 

Krankenpfleger und 
Psychologe, arbeitet 

im BioSkop mit 

»Eine Entscheidungshilfe zum Thema 
Organspende - Daten, Fakten und Ant­
worten auf die wichtigsten Fragen« - so 
lautet der Titel der offiziellen Broschüre, 
die die Bundeszentrale für gesundheitli­
che Aufklärung (BzgA) in Zusammenar­
beit mit dem Arbeitskreis Organspende 
erstellt hat und fleißig verbreitet. Dieses 
Hochglanzstück, das aus Steuergeldern 
finanziert wird, hat sich Roberto Rotondo 
einmal genau angeschaut. Ergebnis 
seiner Analyse: Die »Entscheidungshilfe« 
ist einseitig, teilweise falsch und deshalb 
nicht förderungswürdig. 

Einer der größten Kritikpunkte an der »Ent-
scheidungshi l fe«-Broschüre der Bundeszentrale 
ist die Art und Weise, wie sie über die »Hi rn tod­
diagnost ik« informiert. »Neben ... wiederholten 
körper l ichen Untersuchungen«, heißt es auf 
Seite 14, »gehören dazu ergänzende Untersu­
chungen mit medizinischen Geräten wie 
beispielsweise die Elektro-Enzephalographie 
(EEG).« Dieser Satz - in Verbindung mit den 
abgedruckten Bildern (EEG-Nullinie und 
Darstellung der Hirngefäße) - suggeriert, daß 
stets apparative Diagnostik angewandt wird. 
Dies ist falsch! 

Richtig ist, daß nach den Kriterien der 
Bundesärztekammer allein die körper l ichen 
Untersuchungen ausreichen, um den »Hirntod« 
festzustellen, wenn bestimmte Zeitabstände 
zwischen den Untersuchungen eingehalten 
werden. Apparative Diagnostik wird nur »gege­
benenfal ls« eingesetzt. Dies müßte in einer 
sachlich verfaßten Informat ionsbroschüre ange­
geben und näher erk lär t werden. Da an gleicher 
Stelle auch steht, daß die Herz-Kreislauf-Tät ig­
keit erhalten wird, sollte auch erwähnt werden, 
daß alle andere Lebenszeichen (Bewegung, 
Ausscheidung usw.) und Tät igkei ten (z.B. 
Pflege) bis zum Einschnitt des Skalpells erhal­
ten werden. - Glaubt man der BzgA-Broschüre, 
so ist die Transplantationsmedizin »seit mehr 

als 40 Jahren er fo lgre ich«. Als mögl iche Neben­
wirkung wird lediglich die allgemeine Infek­
tionsgefahr erwähnt . Hierbei als Komplikation 
nur Abstoßungsraten zu benennen, läßt die 
Leserinnen vö l l ig im Unklaren darüber, daß es 
auch zu zahlreichen organischen Folgeschäden 
kommen kann. Kein Wort findet sich zudem zu 
den negativen psychischen Folgen einer 
Transplantation, die Jahre anhalten können. 
Und daß man während oder nach der Trans­
plantation versterben kann, steht auch nicht in 
der Broschüre. 

Auf Seite 4 lesen wir, daß manche Betroffe­
ne die Transplantation als ihren »zweiten 
Geburtstag« feierten. Der Vergleich zur Geburt 

Sterbeprozeß 
nach Bedarf 

Das Transplantationsgesetz 
ist ein juristischer 

Durchbruch: Erstmals 
gerechtfertigt wird damit 
der normativ beendbare 

Sterbeprozeß. Was dies 
bedeutet, weiche Folgen 
dies hat, das analysiert 

BioSkop in Denkzettel zum 
»Transplantationsgesetz« 

(W Seiten). Als Zugabe zur 
Analyse gibt's eine 

umfangreiche Literaturliste. 
Bestellungen bitte an 

BioSkop, Grendplatz 4, 
45276 Essen. 

Nachträgliche 
Rechtfertigung 
Das erste deutsche Transplantationsgesetz 
wird am 1. Dezember 1997 in Kraft treten. 
Nach langer, kontroverser Debatte hatten es 
Bundestag und Bundesrat im Sommer 
gebilligt und damit nachträgl ich gerechtfer­
tigt, was hierzulande seit Jahren in Kliniken 
herrschende Praxis ist. 

Allen gesellschaftlichen Protesten zum 
Trotz wird der 1968 in den USA erfundene 
und verabredete »Hi rn tod«, den der einf luß­
reiche Essener Transplantationschirurg 
Friedrich Wilhelm Eigler als »rat ional gut 
begründetes Konzept (Hervorh. durch die 
Red.) des Todes« propagiert, als Kriterium 
für die Entnahme von Organen im Gesetz 
festgelegt. Liegt dem Explanteur weder eine 
schriftliche Einwilligung noch ein schriftli­
cher Widerspruch des Organentnahme-
Kandidaten vor, sollen seine Angehör igen 
entscheiden, ob explantiert werden darf 
oder nicht. Sobald einer der Befragten der 
Entnahme von Körperstücken zustimmt, 
dürfen die Transpianteure zur Tat schreiten. 
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f üh r t in die Irre. Organempfänger innen bleiben 
weiterhin kranke Menschen und benöt igen eine 
ständige Versorgung. Dies ist bei Neugeborenen 
meist nicht der Fall. Zudem gibt es reichlich 
Berichte, die davon zeugen, daß es viele 
Betroffene problematischer sehen, mit einem 
fremden Organ zu leben, als von der BzgA 
dargestellt. Nachzulesen sind solche Berichte 
z.B. im Buch »Mi t dem Herzen eines anderen 
leben« von Elisabeth Wellendorf. 

Suggestive Bilder 

Unter der Überschrif t »Klarhei t schaffen« geht 
es um Eltern, die nach einer »Bedenkzeit« 
unter »vier Augen« ihr Kind zur Organentnah­
me freigaben. Nach der Mitteilung, daß »die 
Organüber t ragung durchgeführ t worden war, 
hät ten sie »das erste Mal seit diesem Tag so 
etwas wie Trost empfunden.« Daß manche 
Eltern so füh len , kann sein, aber andere werden 
anders empfinden! 

Mein nächster Kritikpunkt betrifft die 
Behauptung, »das zentrale Problem« sei der 
»Mangel an Spenderorganen«. Darüber in der 
Broschüre ein Bild (Kind bei der Dialyse), das 
offenbar an altruistische Gefühle appellieren 
soll. Solche Bilder lehne ich ab. Das Leid der 
Kinder zu erwähnen, ist keine Aufk lä rung über 
den Mangel - Mangel entsteht aufgrund von 
Erkrankungen. Statt sich einen Organspende­
ausweis als Gewissensberuhigung in die Tasche 
zu stecken, sollte man sich über legen, wie man 
Stationen kindgerecht einrichtet und Kinder 
sowie Angehör ige und Mitarbeiterinnen 
sinnvoll betreut. 

Im Abschnitt »Vertei lung des Mangels« wird 
nicht erwähnt , daß keineswegs jeder, der ein 
Organ nachfragt, auf die Warteliste kommt. 
Also werden falsche Hoffnungen geweckt. In 
die Entscheidung über die Aufnahme gehen 
nichtmedizinische Kriterien mit ein. DerTrans-
planteur Professor Walter Land benannte im 
Dialyse-Journal ausdrückl ich die Ausschluß­
kriterien »hohes Lebensalter« und »soziales 
Umfe ld«. Ich meine: Es sollte auch offen gesagt 
werden, daß nicht jede/r ein Organ bekommt, 
der auf die Warteliste gesetzt wird. 

Außerdem wird in der Broschüre behauptet, 
daß nur wenn es »keinen optimal passenden 
Empfänger« gibt oder der Transport zu zeitrau­
bend ist, die Organe durch das Transplanta­
tionszentrum vergeben werden. Wie die Praxis 
tatsächl ich aussieht, hat Prof. Land dargestellt. 
Er schreibt, daß »das Ärz te team, das die 

Organe lokal entnommen hat, automatisch 
primäres Anrecht auf sie ha t« . Von zwei Nieren 
werde »immer« eine behalten, »und die andere 
dem EUROTRANSPLANT-Pool« angeboten. 
Sogar im Jahresbericht 1995 des Kuratoriums 
für Dialyse und Nierentransplantation steht, 
daß Organe »nach klinikinternen Kr i ter ien« 
vergeben werden. »Bei der zur Zeit übl ichen 
Auswah l« , heißt es da, »bleiben viele Patienten 
voraussehbar ohne Organangebot .« 

Im Abschnitt »Sind die Kosten zu hoch?« 
werden die Behandlungskosten einer Dialyse­
behandlung mit denen einer Nierentransplanta­
tion verglichen. Es wird behauptet, die Trans­
plantation sei »mi t te l - und langfr is t ig« preis­
werter. Vieles wird dabei jedoch verschwiegen: 
Durch die Immunsuppression und die ständigen 
Untersuchungen, die notwendig sind, um 
Abstoßungsreakt ionen rechtzeitig erkennen zu 
können, entstehen auch nach einer Transplanta­
tion ständig Folgekosten. Auch fehlt der 
Hinweis, daß es zu Folgeoperationen kommen 
kann. Schätzungen des Arbeitskreises Organ­
spende gehen davon aus, daß 60 Prozent der 
transplantierten Nieren fünf Jahre nach der 
Transplantation noch funktionieren. Das bedeu­
tet aber auch, daß 40 Prozent der Patientinnen 
eventuell wieder dialysepflichtig werden - eine 
Tatsache, die man bei den »Folgekosten« 
selbstverständl ich berücksicht igen muß. 

Bitte auf eigene Kosten! 

Last but not least: Das Kapitel »Andere Mei­
nungen respekt ieren« häl t nicht, was es ver­
spricht. Abweichende Standpunkte werden gar 
nicht erst beschrieben, auch eine Literaturliste 
mit kritischen Positionen zum »Hirntod« sucht 
man vergeblich in der offiziellen Aufk lärungs­
broschüre. 

Abschl ießend möchte ich darauf hinweisen, 
daß es keinen Grund gibt, den Arbeitskreis 
Organspende, die Deutsche Stiftung Organ­
transplantation oder das Kuratorium für Dialyse 
und Nierentransplantation weiter aus ö f fen t l i ­
chen Mitteln bei ihrer Öffent l ichkei tsarbei t zu 
unterstützen. Es steht diesen privaten Organi­
sationen frei, durch falsche und mißverständl i ­
che Darstellung Menschen zur Entnahme ihrer 
Organe zu überreden. Aber bitte dann auf 
eigene Kosten! In einer Aufk lärungsschr i f t der 
Bundeszentrale, die vorgibt, sachlich über die 
Transplantationsmedizin zu informieren, sollten 
falsche Darstellungen nicht mehr verbreitet 
werden. 

Schwer auszuhallen 
Welche Belastungen müssen 
Pflegekräfte in der 
Transplantationsmedizin 
aushalten - und welche 
Be wältig ungsstrategien 
haben sie sich zu diesem 
Zweck zugelegt? Roberto 
Rotondo wollte es genau 
wissen und interviewte im 
Rahmen seiner Diplom­
arbeit, Fach Psychologie, 
Schwestern und Pfleger. 
Solche Forschungsarbeit 
wird hierzulande nicht von 
allen gern gesehen: 
Namhafte Befürworter von 
Organtransplantationen 
versuchten, Rotondos Studie 
zu verhindern. Vergeblich -
1996 wurde die 
Examensarbeit an der 
Universität Hamburg 
abgeschlossen und 
anerkannt. Wer mehr über 
die Untersuchung wissen 
will, kann sich direkt an 
Roberto Rotondo wenden, 
der jetzt freiberuflich als 
Psychologe arbeitet, 
Telefon: (040) 44809922. 
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»Sterbehilfe« für Patienten, die 
überhaupt nicht im Sterben liegen 
Vorstand der Bundesärztekammer will im nächsten Jahr 
neue Richtlinie zum »Behandlungsabbruch« beschließen 

1998 will der Vorstand der Bundesärzte­
kammer (BÄK) eine neue »Richtlinie zur 
ärztlichen Sterbebegleitung und den 
Grenzen zumutbarer Behandlung« 
beschließen. Der vorliegende Entwurf 
rechtfertigt, was in der Bundesrepublik 
bisher undenkbar war: Verzicht und 
Abbruch medizinischer Behandlung bei 
Menschen, die sich überhaupt nicht im 
Sterbeprozeß befinden. 

Würde die Richtlinie, die alle Ärz t innen in 
Deutschland bindet, beschlossen wie Ende April 
nach langer Geheimhaltung vorgelegt, müßte 
das Krankenhauspersonal künf t ig umdenken, 
Zwar gelten Wachkomapatientinnen auch im 
BÄK-Entwurf als »Lebende«. Trotzdem heißt es 
darin auch, »ein Behandlungsabbruch lebenser­
haltender Maßnahmen« sei »zulässig, wenn 
dies dem erklär ten oder mutmaßl ichen Willen 
des Patienten entspr icht« . Die Ausführung des 
»Behandlungsabbruchs« müßten die Ärzt innen 
verantworten, im Krankenhausalltag dür f ten sie 
das todbringende Tun oder Unterlassen aber 
meist von Schwestern oder Pflegern verlangen. 

Neugeborene mit »schwersten Fehlbildun­
gen« müßten laut BÄK-Direkt ive nicht mehr wie 
selbstverständl ich medizin-technisch behandelt 
werden. Vielmehr sollen die Eltern entscheiden, 
ob ihr Nachwuchs am Leben gehalten werden 
soll oder nicht. Auch bei »unhei lbar« eingestuf­
ten, jedoch nicht sterbenden Patientinnen, 
erlaubt die Richtlinie todbringende Unterlas­
sungen. Folgsame Ärz t innen können »lebens­
ver längernde Maßnahmen« künf t ig abbrechen 
oder gar nicht erst aufnehmen. Voraussetzung 
für den von Medizinerinnen gebahnten Weg ins 
Jenseits auch hier: die erk lär te oder mutmaßl i ­
che Einwilligung des Betroffenen. 

Ungeachtet dessen sichert die BÄK-Spitze 
unheilbar Kranken bis zu ihrem Lebensende die 
sogenannte »Basishi l fe« zu, laut Richtlinientext 

•sind dies: Zuwendung, Körperpflege, Schmerz­
linderung, Freihalten der Atemwege, 
Flüssigkeitszufuhr und »natür l iche Ernährung«. 
Dagegen fehlt der Anspruch auf »künst l iche 
Ernährung«, zu der medizinische Standard­
werke wie der Psychrembel auch die Ernährung 
via Magensonde rechnen. 

Daß wegen der auf fä l l igen Lücke im BÄK¬
Text das Verhungernlassen von Patienten 
kün f t ig gerechtfertigt sein könne, will BÄK¬
Vorstandsmitglied Prof. Eggert Beleites mit 
einer eigenwilligen Argumentation ausge­
schlossen wissen. Unter »natür l icher Ernäh­
rung« verstehe die BÄK-Spitze nämlich »die 
Zufuhr von Nahrung in den Magen« und damit 
sehr wohl auch die Sondenkost. Obwohl diese 
Darstellung von der Fachliteratur abweicht, 
habe man keine Notwendigkeit gesehen, die 
eigene Position ausdrückl ich klarzustellen. Im 
Zweifel werden Juristinnen bei Interpretation 
des Richtliniehtextes wohl eher auf die Definiti­
on medizinischer Standardwerke zurückgrei fen 
als Herrn Beleites befragen. 

Den Tod w ü n s c h e n sollen 

Noch vor zweieinhalb Jahren, im Juni 1995, 
hatten BÄK-Repräsentanten »Sterbehi l fe« bei 
Menschen, deren Tod gar nicht bevorsteht, 
unmißverständl ich ausgeschlossen. »Ein 
Behandlungsabbruch oder -verzieht«, erk lär te 
damals BÄK-Vizepräsident Prof. Jörg-Dietr ich 
Hoppe »kann halbwegs guten Gewissens daher 
nur bei unheilbar Kranken im Sterbeprozeß in 
Erwägung gezogen werden«. Doch auch in 
solchen Fällen müsse der Einzelfall vorher sehr 
genau geprüf t werden. »Zu befürchten ist 
auch«, gab Hoppe damals zu bedenken, »daß 
betroffene Menschen sich von ihren Angehör i ­
gen bzw. Betreuern unter Druck gesetzt füh len , 
die aktive Beendigung ihres Lebens 
wünschen zu sol len.« 

Umgepolte Berufsmoral 
Der Entwurf der neuen 

Bundesärztekammer-
Richtlinie zur Sterbehilfe 

erklärt den Behandlungs­
abbruch zur ärztlichen 

Maßnahme. »Die Berufs­
moral«, resümiert BioSkop 

in einer umfangreichen 
Stellungnahme, »wandelt 

sich schnell.« Die BioSkop-
Analyse zur BÄK-RichtHnie 

(Titel: Umgepolte 
Berufsmoral) gibt's direkt 

beim BioSkop, Crendplatz 4, 
45276 Essen. 

Breite Diskussion 
fest versprochen 

Ein öffentliches Symposium 
zum Entwurf ihrer 

»Richtlinie zur ärztlichen 
Sterbebegleitung und den 

Grenzen zumutbarer 
Behandlung« will die 

Bundesärztekammer (BÄK) 
voraussichtlich im Januar 
veranstalten. Der genaue 

Termin stand beim BIOSKOP-
Redaktionsschluß noch nicht 

fest. Da der BÄK-Vorstand 
versprochen hat, eine 

breite, öffentliche 
Diskussion zu ermöglichen, 

wird die Pressestelle der 
Kölner BÄK-Zentrale 

(Rufnr. 0221-4004390) 
allen Interessentinnen 

sicher gern den genauen 
Termin und weitere 

Informationen zur Richtlinie 
mitteilen. 
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Ein neuer »Service« des US-Arztes Jack Kevorkian: 

Auf die »Sterbehilfe« folgt die »Organspende« 
Wenn jemand stirbt, meint der Arzt Jack 
Kevorkian, sei das negativ. Gleichwohl gehört 
er zu den lautesten Befürwor tern »akt iver 
Sterbehi l fe« in den USA. Positiv findet 
Kevorkian ein neues Geschäft, was er sich 
nun ausgedacht hat: Er will Herzen, Lungen 
und andere Körperstücke seiner Euthanasie-
Patientinnen zwecks Transplantation anbie­
ten. Potentielle Empfänger innen, meldete die 
Nachrichtenagentur Reuters am 23. Oktober, 
würden von »Sterbehelfer« Kevorkian nach 
dem Slogan bedient: »Wer zuerst kommt, 
mahlt zuerst.« 

Dagegen hat der US-Psychiater Stuart 
Youngner nicht sterbende, sondern bewußt lo ­
se Menschen als potentielle Ersatzteillager im 
Blick. Vor Jahren schon machte er sich dafür 
stark, Patientinnen im apallischem Syndrom 
(Wachkoma) Stücke ihrer Körper zu entneh­

men - seine Rechtfertigung: »Nach dem 
Verlust der Persönlichkeit bleibt nur eine 
Sache übr ig , die Erbschaft eines Körpers, der 
seinen Besitzer überlebt hat.« (zitiert nach 
Andrew Kimbrell, Ersatzteillager Mensch, 
S. 49, Campus-Verlag 1994) Und das US-
Pendant zum Wissenschaftlichen Beirat der 
Bundesärztekammer, das »Council on Ethical 
and Judicial Af fa i rs« der American Medical 
Association, forderte im Mai 1995, anenze-
phale Neugeborene (Babys, bei denen sich 
das Großhirn nicht entwickelt hat) als Organ­
spenderinnen zu benutzen. 

Solche Ideen und Verfügungswünsche 
drohen al lmähl ich auch in Europa hof fäh ig zu 
werden. Ein Einfallstor ist die Bioethik-
Konvention: Sie erlaubt, in Ausnahmefä l len 
n ich te inwi l l igungsfäh igen Patientinnen 
regenerierbare Organe zu entnehmen. 

Verfügungen und 
Verfügungspolitik 
Patientenverfügungen 
schießen wie Pilze aus dem 
Boden, Verbände und 
Bioethiker propagieren die 
Papiere als kleine Helfer 
zum »selbstbestimmten 
Sterben«. BioSkop hat nicht 
nur die Verfügungen unter 
die Lupe genommen, 
sondern auch die 
Verfügungspolitik, 
Sterbekalkulationen und 
Interessengruppen, die mit 
den Testamenten für's 
»schöne Sterben« 
untrennbar verbunden sind. 
Den BioSkop-Denkzettel 
»Patienten Verfügungen« 
(16 Seiten) können Sie 
anfordern beim BioSkop, 
Grendplatz 4, 45276 Essen. 

»Chancenlos«, »zwecklos«, 
»unerträglich« 
Ärztliche Einschätzungen, die für kranke Kinder in 
Großbritannien tödlich sein können 
Nicht nur die Bundesärztekammer denkt 
darüber nach, wie das Unterlassen oder 
Abbrechen einer lebenserhaltenden 
Behandlung gerechtfertigt werden kann. 
Entsprechende Empfehlungen hat nun 
auch die Königliche Akademie für Kinder­
heilkunde in Großbritannien vorgelegt. 

/ f3ie britischen »Richt l in ien für die Praxis«, 
veröf fent l ich t im September 1997, betreffen 
ausschließlich Kinder. Angeführ t werden fünf 
Situationen, in denen der todbringende 
Behandlungsabbruch jeweils das (bio)ethische 
Gebot der Stunde sein könne. Lautet die 
Diagnose » H i r n t o d « oder » a n h a l t e n d e s 
Koma« (»persistent vegetative S ta te« ) , sollen 
die Ärzt innen anschl ießend jede medizinische 
Behandlung bei der kleinen Patientin stoppen 
oder unterlassen dür fen, 

Unendlich ausdeutbar und sprachlich kaum 
noch überbietbar sind die drei weiteren Beur­
teilungen, die zum Abschalten oder Aufhören 
veranlassen sollen: 
• »d ie >No Chancet S i t u a t i o n « : Sie tritt dann 

ein, wenn Medizinerinnen schwer kranken 
Mädchen oder Jungen voraussagen, sie 
hät ten » k e i n e Chance« mehr und lebenser¬
haltende Behandlung schiebe bloß den Tod 
auf, ohne das Leiden signifikant zu lindern; 

• »d ie >No Purpose< S i t u a t i o n « : Wenn »der 
Patient mittels Behandlung überleben kann, 
seine physische oder geistige Beeint rächt i ­
gung aber so groß ist, daß es unvernünf t ig 
ist, von ihm zu erwarten, diese zu ertra­
gen«, dann liegt gemäß Richtlinie eine 
Situation (ein Leben?) »ohne Z w e c k « vor; 

• »d ie >Unbearable< S i t u a t i o n « : Sie ist 
gegeben, sollten »das Kind und/oder die Fortsetzung nächste Seite -> 
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-» Famil ie« meinen, eine weitere Behandlung 
sei »nicht e r t r a g b a r « . 

Die Entscheidungen zum Abbruch der Behand­
lung, schreiben die Ethik-Expertinnen der 
Königl ichen Akademie, würden »im besten 
Interesse des Kindes« durch das betreuende 
Team getroffen werden. 

Es wird wohl noch andere Beweggründe 
geben - wenn nicht heute, dann morgen. Unter 
der Überschri f t »Die Zukunf t« geht die britische 
Richtlinie auf das Thema »Ressourcen« ein. 

Zwar empfiehlt die Direktive den Ärz t innen, sie 
sollten bei medizinischen Entscheidungen 
Ressourcen nicht übermäßig wichtig nehmen. 
Doch schon der nächste Satz spricht eine 
andere Sprache: Er verweist auf das »begrenzt 
ver fügbare Geld« der britischen Krankenversi­
cherung und endet mit der gesundheits­
ökonomischen Betrachtung: »Teure Behandlung 
anzubieten, verbraucht unweigerlich Geld­
mittel, die anderswo besser gebraucht 
werden könnten.« 

Rationierung 
unvermeidbar? 

Die Deutsche Akademie der 
Gebietsärzte begründet die 

neue Zielperspektive 
moderner Medizin, nicht 

mehr das SINNVOLLE, 
sondern das NOTWENDIGE 

zu tun, nach Darstellung 
der Bundesärztekammer 

damit, „daß, falls sich die 
wirtschaftlichen Rahmen­

bedingungen nicht verbes­
sern, der Zeitpunkt erreicht 
werden wird, wo aufgrund 

des medizinischen Fort¬
' Schrittes, aber auch der 

demographischen Ent­
wicklung Rationierung 

unvermeidbar sein wird. 
Hierfür müsse dann jedoch 

die Politik die Verant­
wortung übernehmen.« 

(nachzulesen im Tätigkeits­
bericht 1997 der Bundes­

ärztekammer auf Seite 74) 

Die Bioethik-Konvention 
und das SONNTAGSBLATT 
Aus dem Innenleben einer christlichen Wochenzeitung 

Von Ludger Fittkau 
(Essen), Journalist 

und BioSkopler 

Der Meinungsschwenk pro Bioethik-Kon­
vention, den führende Repräsentantinnen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD) trotz anders läuternder Beschlüsse 
der Kirchenbasis vollzogen haben (siehe 
Seiten 3+4), hat nun offenbar auch die 
renommierte Wochenzeitung Das SONN­
TAGSBLATT (DS) erreicht, die zur Hälfte 
von der EKD finanziert wird. 

JKi Herbst 1996, als die Entscheidung des Euro-
'.parat-Ministerkomitees zur Bioethik-Konvention 

kurz bevorstand, beschloß die Redaktion der in 
Hamburg erscheinenden Wochenzeitung DAS 
SONNTAGSBLATT, einen wesentlichen Beitrag zu 
Aufk lä rung und Demokratie zu leisten: Sie 
startete eine Artikelserie zum umstrittenen 
Übereinkommen und lud dazu ein, per Leser­
brief und via Internet eifrig mitzudiskutieren. 
Das taten die Leserinnen denn auch wochen­
lang - wobei kritische Töne zum Vertragswerk 
eindeutig überwogen. 

Begonnen hatte die DS-Bioethik-Serie mit 
einem Hintergrundbericht, der ausführ l ich 
Inhalte, Auswirkungen und den weiteren Bera­
tungsgang der Konvention beschrieb. Verfaßt 
hatte den Artikel der freie Journalist Klaus-
Peter Görlitzer, der seit 1994 so kontinuierlich 
wie kein anderer Autor im SONNTAGSBLATT 
über Konvention und andere biomedizinische 
Themen berichtet hatte. Seine Beiträge werden 
im DS künf t ig fehlen, die Redaktion hat die 

Zusammenarbeit mit Görl i tzer einseitig aufge­
künd ig t . Vorausgegangen war eine bemerkens­
werte redaktionelle Leistung des DS-Politik-
redakteurs Joachim Käppner. Nach Durchsicht 
von Görl i tzers Ende Mai gelieferten Manuskrip­
ten zur Bioethik-Konvention, die auch über das 
vertrauliche Treffen von Kirchenvertreterinnen 
mit Bonner Kabinettsmitgliedern informierten, 
erkannte Käppner im Juli 1997 plötz l ich einen 
»verschwörungstheoret ischen Stil« und »zu 
einseitige Recherche« des Autors, von dem das 
DS allein in der ersten Jahreshälfte neun 
Beiträge gedruckt hatte. Görlitzers ausführ l i ­
cher Antwortbrief, in dem er sich gegen 
Käppners ehrenrühr ige Unterstellungen ver­
wahrte, wurde vom DS-Chefredakteur Arnd 
Brummer kurz und knapp beantwortet: Brum­
mer erklär te die über sechsjährige Zusammen­
arbeit zwischen DS und Görl i tzer auf der Stelle 
für »beendet«. 

Anschl ießend passierte, was bei solchen 
Anlässen in der deutschen Medienlandschaft 
leider viel zu selten passiert: Leserinnen 
meldeten sich zu Wort - und sie bekundeten 
Sol idar i tä t mit dem fristlos vor die Tür gesetz­
ten Journalisten! In einem gemeinsamen Brief 
an DS-Herausgeber Landesbischof Horst 
Hirschler (Hannover) forderten sie die Rücknah­
me der »Kündigung«. Unterzeichnet hatten den 
Brief zahlreiche Pfarrer und kirchliche Organi­
sationen, aber auch Politikerinnen, Ärz t innen, 
Medizinethiker und Initiativen wie »Bürger 

»Was evangelische 
Publizistik kann? 

Etwas öffentlich machen, 
Fürsprache üben, 

Barmherzigkeit vermitteln 
und Stimme leihen 

für die Sprachlosen.« 
Robert Geisendörfer 

(1910-1976), ehemaliger 
Direktor des Gemeinschafts­

werkes der Evangelischen 
Publizistik 
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Von der karitativen Fürsorge zum 
ärztlichen Selektionsblick 

»Von der karitativen Fürsorge zum ärzt l ichen Selekt ionsbl ick« - unter diesem Titel ist soeben 
ein empfehlenswertes Buch erschienen, das die Geschichte des Essener Behindertenheims 
»Franz-Sales-Haus« im Kaiserreich und NS-Staat beleuchtet. 

Autor Volker van der Locht (übrigens BioSkopler) veranschaulicht in seiner umfassenden 
Fallstudie Handlungsmotive von Ärzten, Geistlichen, Heimkindern, Eltern und Behörden. Seine 
Rekonstruktion von Lebensschicksalen einzelner Heimkinder macht deutlich: Zur Ermordung 
behinderter Menschen in Nazi-Deutschland hat medizinische Diagnostik einen wesentlichen 
Beitrag geleistet. Zudem zeigt van der Lochts Buch, das von der Uni Essen als Doktorarbeit 
angenommen worden ist, daß kirchliche Fürsorger aufgrund eines lang geübten Obrigkeits­
denkens keinen Widerstand gegen die Selektionspolitik leisten konnten, Im Gegenteil: 
Ihre oft stigmatisierenden Beschreibungen der Kinder lieferten häuf ig einen wesentlichen 
Rechtfertigungsgrund für die spätere Vernichtung der Betroffenen. 
Volker van der Locht: Von der karitativen Fürsorge zum ärztlichen Selektionsblick. 429 Seiten. 68 DM. 
Erschienen im November 1997 im Verlag Leske + Budrich (Opladen). Kontakt zum Autor über BioSkop möglich! 

gegen Bioeth ik«; inzwischen haben mehr als 
hundert Menschen die Eingabe unterschrieben. 

Das alles ließ den Herausgeber scheinbar 
kalt. Hirschler hat es bis heute nicht für nöt ig 
gehalten, den gemeinsamen Brief und viele 
weitere zu beantworten. Allerdings antwortete 
Chefredakteur Arnd Brummer. In seiner Stel­
lungnahme wies er alle Zensurvorwürfe zurück 
und versicherte, zum Berufsethos der DS-
Redaktion gehöre es, sich »von niemanden 
unter Druck setzen zu lassen«. 

Wenn Brummer das schreibt, soll man ihm 
das glauben. Fakt ist allerdings, daß insbeson­
dere das Zentrum für Gesundheitsethik (ZfG) an 
der Evangelischen Akademie Loccum, das im 
Kirchengebiet des DS-Herausgebers angesiedelt 
ist, mehrfach in der DS-Redaktion interveniert 
hat. Mitte 1996 luden sich zwei ZfG-Repräsen-
tanten, der Pastor Udo Schlaudraff und der Arzt 
Karl-Heinz Wehkamp, selbst in die DS-Redak­
tion ein. 

Die A k t i v i t ä t e n des Pastors Schlaudraff 

Nach Darstellung einer Gesprächstei lnehmerin 
haben sich die beiden dort über die umfangrei­
che Berichterstattung des DS über Themen wie 
Bioethik-Konvention und Sterbehilfe-Richtlinie 
der Bundesärztekammer massiv beschwert-
und damit über Berichte, die zu einem Großtei l 
aus Görl i tzers Feder stammten. Besucher 
Schlaudraff soll damals die DS-Redaktion mit 
seinen Ausführungen zur Medizinethik regel­
recht geschockt haben, insbesondere, als er die 
Protestformen von behinderten Menschen 
gegen Bioethik-Konvention und den australi­
schen Bioethiker Peter Singer mit derart kraft­
vollen Ausdrücken abqualifizierte, daß wir sie 

hier nicht für druckbar halten können. Ein Jahr 
später brachte sich Schlaudraff erneut beim DS 
in Erinnerung. Ende Mai 1997 bezeichnete er in 
einem Brief an DS-Herausgeber Hirschler die 
Berichterstattung Görlitzers zum Entwurf der 
Sterbehilfe-Richtlinie der Bundesärztekammer 
(BÄK) als »man ipu la t i v« . Als Kronzeugen 
zitierte Schlaudraff den Vizepräsidenten des 
EKD-Kirchenamtes, Hermann Barth. Der tritt 
näml ich nicht nur für Zeichnung und Ratifizie­
rung des Biomediz in-Übereinkommens ein, er 
hat auch sofort den BÄK-Entwurf »grundsätz­
lich begrüßt« - was allerdings, wie bei der 
Konvention, nichts daran ändert , daß zahlreiche 
Verbände und Politikerinnen dies vö l l ig anders 
sehen, was wiederum in Görl i tzers Berichter­
stattung korrekt und umfassend zum Ausdruck 
gekommen war. 

Inzwischen wurde bekannt, daß das SONN­
TAGSBLATT, das durchaus schon mal kritische 
Töne gegenüber der EKD anschlägt, noch stär­
ker unter Druck geraten ist. Das Ende Septem­
ber vorgelegte »Publizist ische Gesamtkonzept 
1997« der EKD empfiehlt, die Wochenzeitung, 
für die die EKD jedes Jahr neun Millionen Mark 
ausgibt, einzustellen oder künf t ig in anderer, 
eingeschränkter Form fo r tzu führen . 

Das noch vor dem Jahr 2000 drohende Aus 
der Wochenzeitung wird den freien Mitarbeiter 
Görl i tzer nicht mehr berühren. Der nur seinem 
»Berufsethos« verpflichtete DS-Chefredakteur 
Brummer hat nämlich allen Protesten standhaft 
getrotzt und am Rausschmiß des Journalisten 
festgehalten. Klaus-Peter Görl i tzer arbeitet 
nach wie vor freiberuflich als Publizist, nun 
auch als redaktionell Verantwortlicher für 
BIOSKOP. 

Der »Fall Sonntagsblatt« 
ist leider kein Einzelfall. 
Aus Erfahrungsberichten 
wissen wir, daß Einflußnah­
men und Zensurvorgänge 
bei der Auseinandersetzung 
mit Transplantations­
medizin und Gentechnik 
immer häufiger vorkommen 
- nicht nur in Medien, 
sondern auch in Kranken­
häusern, Universitäten, 
Parteien, Verbänden und 
anderen Zusammenhängen. 
Solche Fälle werden wir 
weiterhin sammeln, und, 
falls die Betroffenen 
einverstanden sind, künftig 
in unserer neuen Zeitschrift 
regelmäßig dokumentieren. 
Wer mehr über den »Fall 
Sonntagsblatt« wissen will, 
kann eine kleine Dokumen­
tation beim BioSkop in 
Essen anfordern. 



SCHWARZES BRETT 

Sonntag, 30.11.97, 11 Uhr 
Kulturzentrum GREND, Westfalenstr. 311, 
Essen (Stadtteil Steele) 
• Gentechnik gegen Welthunger? 
Vortrag und Diskussion 
mit Alda Cotta/Utrecht, Historikerin aus 
Brasilien und BioSkoplerin mit mittlerweile 
holländischem Akzent und Ludger 
Fittkau/ Essen, Journalist, BioSkopler und 
verhinderter Bio-Gärtner. 

Sonntag, 14.12.97, 11 Uhr 
Kulturzentrum GREND, Westfalenstr. 311, 
Essen (Stadtteil Steele) 
• Die Kolonisierung des Inneren 
Vortrag und Diskussion 
mit Erika Feyerabend/Essen, journali­
stisch tätige BioSkoplerin, die seit Jahren 
argwöhnisch die biomedizinische Beset­
zung von Leib und Seele beobachtet und 
Petra Gehring/Bochum, Philosophin, 
BioSkoplerin, Windmühle zwischen Theorie 
und Praxis, die skeptisch das Voranschrei­
ten von Bio-Macht und Bio-Recht verfolgt. 

Eine neue Landnahme ist im Gange. Sie 
betrifft keinen Kontinent, sondern unsere 
Körper. Über 1.200 »Gene« sind Eigentum 
geworden, von Konzernen, Staaten oder 

forschenden Einzelpersonen. Auch das Know- Fortpflanzungstechnologien sowie die Trans¬
How der Körpertechniken zur genetischen plantationsmedizin haben den Leib selbst 
Manipulation ist eine patentrechtliche unter Verwertungsgesichtspunkte gestellt. 
Angelegenheit. Körperteile sind veräußerbare Wer darf ihn profitabel machen? Wer hat die 
Handelsware, der Frauenleib ist bearbeitbares Entscheidungsgewalt bei möglich geworde-
»Weltstück«. ner Veräußerung? Wie wandelt sich das 
Nachdem die Sklaverei der Kolonialzeit über- rechtliche Verhältnis zu anderen? Kann der 
wunden schien und die Frage, wem Arbeits- Körper zum Objekt der eigenen Bewirtschaf­
kraft und Waren gehören, viele Generationen tung werden? Wie sieht, im Zeichen des 
zum politischen Handeln veranlaßt hatte, »Rohstoffseins«, unsere Selbst- und Fremd-
nach alledem tritt nun eine neue Eigentums- Wahrnehmung, wie unsere Leibverfassung 
frage auf die Bühne der Geschichte. Gen- und aus? 

Samstag 27.12.97 ganztägig und Sonntag 28.12.97 bis 16.00 Uhr 
im GREND, Kulturzentrum + Tagungshaus, Westfalenstr. 311, Essen (Stadtteil Steele) 
• BioSkop-Seminar: 
»Die zwei Seiten einer Medaille: Medizin im Nord-Süd-Gefä l le« 
Referate und Diskussionen u.a. zu 
folgenden Themen: 
• Organhandel in Indien - Nachbetreuung in 

hiesigen Krankenhäusern? (Roberto 
Rotondo) 

• Erfahrungsbericht: Zur Lage der medizini­
schen Versorgung in den Sterbehäusern 
Kalkuttas (Andrea Klein) 

• Tod und Sterben im kulturellen Vergleich 
(Antje Becker) 

• UNESCO-Biopolitik (Ursel Fuchs) 
• Bioethische Regelungen im internationalen 

Vergleich (Klaus-Peter Görlitzer) 

• »Evangelium des Reichtums« -
Zur Geschichte des Carnegie Foundation 
(Ludger Fittkau) 

• Bio-Piraterie: Genraub bei indigenen 
Völkern (Jeroen Breekveldt) 

• Erfahrungsbericht: Ein Krankenpfleger aus 
Togo in deutschen Kliniken 
(Komivi Ecklou) 

und am 27.12. abends das BioSkop-
Jahresabschlußfest mit asiatischem Büffet 

Teilnahmegebühr (incl. 1 Übernachtung u. 
Vollverpflegung) 60 DM (Ermäßigung mögl.) 
Anmeldung bei BioSkop e.V. (Adresse s.u.) 

Vorschau 
Themen im M ä r z 1998 

• Hinter verschlossenen Türen: 
Hintergründe zur Arbeit und Macht 
von Ethik-Kommissionen in der 
Medizin 

• Der »mutmaßliche Wille«: 
Juristische Ailzweckwaffe gegen 
Patientinnen, die sich nicht äußern 
können 

• Neue Serie: Der BioSKOp-Ethikexperten-Test 


